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1Editorial

Marketinginnovationspreis. Uns ist jeden-
falls keine Marketingmaßnahme bekannt, 
bei der eine Preiserhöhung als Förderung 
dargestellt wurde. Wie die Verbraucher 
diese Vorgehensweise empfinden mögen, 
steht allerdings auf einem anderen Blatt. 

Auch mussten sich die Verbraucher in 
diesem Jahr schon einmal im Hinblick auf 
Preisgestaltungsphilosophien die Augen 
reiben, als sie aus dem Munde des EON-
Chefs Wulf Bernotat vernehmen durften, 
dass der Strom in Deutschland „eigentlich 
zu billig“ sei. Vor diesem Hintergrund 
liegt die Vermutung ja schon fast auf der 
Hand, dass die zum Jahreswechsel an-
gekündigten Preissteigerungen lediglich 
dazu dienen sollen, diesen Missstand zu 
beseitigen. Vielleicht trägt die Preissteige-
rung dazu bei, dass der Verbraucher ein 
größeres Energieverbrauchsbewußtsein 
an den Tag legt. Dies wäre dann ja auch 
eine Fördermaßnahme.

Schließlich entspricht ein gestärktes Ener-
gieverbauchsbewußtsein auch propagier-
ten politischen Zielen, wie sie von der 
Bundesregierung mit Vehemenz verfolgt 
werden. Fördern also die Preissteige-
rungen die Ziele der Bundesregierung?

Wenn wir die Reaktionen nehmen, z. B. 
die unmittelbaren Äußerungen des Bun-
deswirtschaftsministers zu den Preiserhö-
hungen, dann ist dies nicht der Fall. Aller-
dings hat die Politik in der Vergangenheit 
an der Preisschraube immer wieder selbst 
mitgedreht. Außerdem hat die Politik die 
Entstehung der Anbieterstrukturen, die 
die Durchsetzung von solchen Preissteige-
rungen ermöglichen, zum erheblichen Teil 
gefördert, oder zumindest nicht verhin-
dert. Insofern wendet sich die gegen die 

Energiekonzerne ausgesprochene Kritik 
zumindest inhaltlich in nicht unwesentli-
chen Teilen gegen die eigene Zunft.

Es mag zwar verwundern, dass dem Ver-
braucher von einigen Anbietern praktisch 
die kalte Schulter gezeigt wird. So werden 
keine ernsthaften Versuche unternom-
men, um die Notwendigkeit der Preisstei-
gerungen zu erläutern. Dies ist in dieser 
Form ein Novum. Doch ist dies eine natür-
liche Folge, wenn man die Entstehung von 
Marktmacht fördert oder zumindest dul-
det. Die Anbieter haben dann freie Fahrt 
bei der Preisgestaltung. Für den Verbrau-
cher gilt dann nur noch: Wehe, wenn sie 
(also die Anbieter) losgelassen! 

Die Erkenntnis, welche Konsequenzen Oli-
gopole oder gar Monopole haben, ist kei-
neswegs neu. Neu ist lediglich die Dimen-
sion und in Teilen auch deren Verpackung. 
Zum Wundern besteht deshalb insofern 
kein Anlass. Wichtiger wäre, dass die Poli-
tik mit dem Kartellrecht jetzt endlich ernst 
macht. Wünschenswert wäre es darüber 
hinaus, dass in der energiepolitischen De-
batte aber auch mehr Ehrlichkeit in der Po-
litik zu den künftigen Zielen einkehrt. Der 
Verbraucher/Wähler hat einen Anspruch 
darauf, von der Politik zu erfahren, welche 
Kosten mit der ehrgeizigen Formulierung 
von Energieeinsparzielen verbunden sind. 
Dies gilt übrigens nicht nur für die Kosten 
für die Energieträger.  

Ihre 

Burghard Schneider	 Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand	 Verbandsdirektor/Vorstand 

VdW Rheinland Westfalen	 VdW südwest

Die Haushalte in Deutschland erhalten 
zurzeit wieder Post, aus denen sie die 
Ankündigung von Preissteigerungen ent-
nehmen können. Zurzeit stehen dabei 
die Stromlieferanten an vorderster Front. 
Preissteigerungen von bis zu zehn Prozent 
sind dabei keine Seltenheit. 

Freilich erschließt sich dies dem Ver-
braucher nicht immer sofort. So werden 
häufig gleichzeitig neue Angebotspakete 
und Tarifstaffeln geschnürt, sodass sich 
durch den Vergleich der Tarife alleine der 
Preissteigerungseffekt nicht ergibt. Der 
Umfang wird erst erkennbar, wenn der 
Verbraucher selbst eine komplette Berech-
nung unter Berücksichtigung des eigenen 
Verbrauchs anstellt. 

Diese Vermarktungsstrategie der Ver-
schleierung ist nicht neu, wir kennen sie 
schon längst aus anderen Bereichen. Man 
denke etwa an das Tarifgestrüpp bei der 
Telefonie. Trotzdem gibt es hier offensicht-
lich noch Steigerungsmöglichkeiten. 

Erfahren durften dies in diesen Tagen 
Einzelkunden von Unitymedia in Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, die eine kräf-
tige Preiserhöhungsankündigung für den 
Bezug analoger Signale in ihrem Brief-
kasten vorfanden. „Verpackt“ wird diese 
Preiserhöhung in diesen Schreiben als 
eine Initiative „Jetzt Digital“. Im Rahmen 
dieser Initiative, so ist dem Schreiben zu 
entnehmen, werde der digitale Kabelemp-
fang gefördert. Das heißt übersetzt, dass 
die Preiserhöhung für den analogen Emp-
fang eine Fördermaßnahme darstellt. Wer 
auf den digitalen Empfang umsteige, spare 
zukünftig sogar Geld, da dies schließlich 
künftig günstiger sei als der analoge Emp-
fang. Diese Vorgehensweise verdient einen 

Wehe, wenn sie losgelassen!
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Gemeinsame Tagung des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest

Es gibt sie, so viel steht fest. Es gibt auch 
fundierte Rechenmodelle, um die „Stadt-
rendite“ zumindest teilweise in Zahlen zu 
fassen – jenen Gewinn also, den Städte 
und Kreise aus der erfolgreichen Arbeit 
ihrer eigenen Wohnungsgesellschaften 
ziehen. Neue praktische Handreichungen 
zum Thema sind in Arbeit, ebenso eine 
neue Software, mit deren Hilfe Wohnungs-
unternehmen ihre bisher schwer zu bilan-
zierenden sozialen Leistungen als genau 
definierbare „Sozialrendite“ in Zahlen fas-
sen können. Das ergab eine Tagung am  
23. August 2007 in Bad Neuenahr.

Der VdW Rheinland Westfalen und der 
VdW südwest hatten in Kooperation mit 
den Städtetagen der Länder Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ge-
meinsam dazu eingeladen.

Deutlich wurde in der Tagung allerdings 
auch, dass die Bemühungen um objek-
tivierte Darstellungen der „Stadtrendite“ 
einem Wettlauf mit der Zeit unterliegen. 
So betonte der Verbandsdirektor des VdW 
Rheinland Westfalen, Burghard Schneider, 
in seiner Einführung, dass zwar der Zug 
zum Verkauf städtischen Wohneigentums 
derzeit nicht zuletzt unter dem Eindruck 
der Krise in der amerikanischen Immobi-
lienfinanzierung ins Stocken geraten zu 
sein scheint, weil die Finanzinvestoren als 

potenzielle Käufer zögern. Aber beispiels-
weise politische Angriffe auf die Gemein-
dewirtschaft, wie der Entwurf einer neuen 
NRW-Gemeindeordnung, könnten auch 
als Versuch gedeutet werden, diesen Zug 
wieder in Bewegung zu bringen unter dem 

Kommunale und öffentliche Wohnungsunternehmen –  
Partner der Stadtentwicklung

neoliberalen Motto „Privat 
vor Staat“. 

Michael  Nei tzel ,  Ge-
schäftsführer des InWIS 
in Bochum, fasste diese 
Bedrohung später in Zah-
len: Nach einer Studie des 
Beratungsunternehmens 
PricewaterhouseCoopers 
erwägen nämlich 40 Pro-
zent der deutschen Städte, 
Gemeinden und Kreise, 
ihre eigenen Wohnungs-
bestände zu verkaufen. Al-
lerdings sei es außer im 
Fall Dresden bisher noch 
nicht zu Verkäufen in ganz großem Um-
fang gekommen.

So drängt die Zeit, wenn die verstärkt 
seit 2005 in die Debatte gebrachte „Stadt-
rendite“ zum handhabbaren Instrument 
und zur eindeutigen Messgröße in dem 
Entscheidungsprozess der Stadt- und Ge-
meinderäte um solche Verkäufe entwickelt 
werden soll. 

Prof. Dr. Guido Spars, Experte für die Öko-
nomie des Planens und Bauens an der 
Bergischen Universität Wuppertal, brach-
te dazu aktuelle Neuheiten mit. Im Auf-
trag des Bundesamtes für Bauwesen und 

Raumordnung, mittel-
bar also auch für den 
Bundesbauminister, 
hat er die „Annähe-
rung“ an die Stadtren-
dite versucht – und er 
war autorisiert, erste 
Ergebnisse vorweg in 
Bad Neuenahr zu er-
läutern. 

Rendite definiert

Zuerst seine Defini-
tion: „Eine absolute 
Stadtrendite ist die 

Summe aller Vorteilsüberschüsse eines 
Wohnungsunternehmens für die Stadt 
innerhalb eines bestimmten Zeitraumes. 
Hierzu gehören die betriebs- und stadt-
wirtschaftlichen, die sozialen und die 
ökologischen Vorteilsüberschüsse für die 

Stadt.“ Ganz einfach? Leider 
nicht.

Denn so gefasst sei „Stadtren-
dite kein Renditebegriff im en-
geren finanzwirtschaftlichen 
Sinne“. Viele Leistungen, die 
Wohnungsunternehmen für ih-
re Stadt erbringen, seien „nicht 
monetarisierbar“. Zudem sei 
der eigentlich wünschens-
werte Leistungsvergleich mit 
privaten Unternehmen kaum 
vollständig umzusetzen, weil 
die Privaten nicht mit öffent-
lichen Mitteln finanziert sind. 

Soziales als Messgröße

Professor Spars hilft der Debatte weiter 
mit dem Vorschlag, die Stadtrendite zuzu-
spitzen auf die zusätzlichen Ergebnisse, 
die einer Stadt dank ihrer Wohnungsge-
sellschaft in „wohlfahrtsökonomischer 
Hinsicht“ zufließen. Tatsächlich liege 
gerade auf diesem Sektor die Besonder-
heit kommunaler Wohnungswirtschaft: 
Diese Unternehmen übernähmen Verant-
wortung auch in jenem Sektor des Woh-
nungsmarktes, den die Privatwirtschaft 
und damit „der Markt“ nicht abdecke. Die 
„städtische Zusatzrendite“ sei hier am 
leichtesten zu beweisen.

Kommunale Unternehmen decken die 
Wohnungsversorgung für Haushalte mit 
persönlichen und sozialen Schwierig-
keiten für ansonsten allzu schwer vermit- 
telbare Mietergruppen. Der größte An-
teil heutiger Bestände im Sozialen Woh-
nungsbau liege in der Hand kommunaler 
Unternehmen. 

Professor Spars und seine Mitarbeiter ar-
beiten an einem Modell, mit dessen Hilfe 
die Wohnungsunternehmen derart „ko-
operative, nicht eigennützige Leistungen“ 
erfassen und darstellen können. Entwi-
ckelt werden sollen auch allgemeingül-
tige Bezugsgrößen zum Vergleich von 
öffentlichen und privaten Wohnungsun-
ternehmen („relative Stadtrendite“). Eine 
Handreichung dazu wird erstellt. Auch 
private Unternehmen, die ähnlich weit 
reichende Leistungen anbieten, können 
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mit diesen Maßstäben arbeiten und ih-
ren „wohlfahrtsökonomischen Benefit“ 
errechnen.

Software „Smile“

Michael Neitzel stellte für InWIS den 
dort erreichten Stand der Annäherungen 
an das Thema unter Berücksichtigung 
entsprechender Ergebnisse der Berliner 
Humboldt-Universität vor. Die Messungs-
methode beruht auf einer Input-Analy-
se, die einen Zusammenhang zwischen 
Rendite und Kosten unterstellt, und einer 
Output-Analyse, die qualitative Ergebnisse 
zur Verbesserung des gemeinschaftlichen 
Lebens und des Gemeinwohls ansieht. 

InWIS untersuchte Ergebnisse von fünf 
Unternehmen. Es waren die Allbau AG 
Essen, die DEGEWO Berlin, die GBH 
Hannover, die Gewofag München und die 
GWG Halle-Neustadt. Am Ende wird un-
terschieden zwischen der „Sozialrendite“, 
die enger gefasst (und deshalb berechen-
barer) ist, und der „Stadtrendite“, die auch 
die große Zahl immaterieller Hilfen und 
Leistungen einschließt – so z. B. Schuld-
nerberatung und Sprachangebote sowie 
Verschönerungen des Wohnumfeldes. 

Im Zusammenhang mit der Sozialrendite 
wurden bemerkenswerte Einzelergebnisse 
erhoben. So zeigten bei den untersuchten 
Gesellschaften 2004 und 2005 gut 32 Pro-
zent der Mieter „mindestens in einem Be-
reich ein auffälliges Verhalten“. Bei über 
27 Prozent wurden im Erhebungszeitraum 
Mietrückstände festgestellt. Je älter die 
Neumieter, desto weniger fielen sie auf. 
Und: Besonders bei arbeitslosen Mietern 
müssen die Vermieter mit Folgeschwierig-
keiten rechnen. Mehr als 50 Prozent aus 
dieser Gruppe zeigten „auffälliges Wohn-
verhalten“. Derartige „Störungen des Miet-

verhältnisses“ verursachten 
durch Mietausfälle Kosten 
zwischen einem und 8,7 
Prozent vom Eigenkapi-
tal der Unternehmen und 
Folgekosten von noch ein-
mal 1,6 bis 13,8 Prozent – 
entsprechend hoch wäre 
die „Sozialrendite“ für die 
jeweilige Stadt zu veran-
schlagen.

Gemeinsam mit dem Soft-
warehaus DomData ent-
wickelt InWIS jetzt nach 
den Erfahrungen mit der 
vorausgegangenen Stu-
die die Computersoftware 
„Smile“. Sie misst und 
bewertet die „Sozialrendi-
te“, die sich aus Miet- und 
Bewirtschaftungskosten 
der Unternehmen ergibt, 
nicht aber die zusätzlichen 
Aspekte, die aus der Sozi-
alrendite eine Stadtrendite 
machen: Vorbeugende so-
ziale Leistungen etwa und 
auch die Eigenleistungen 
der Wohnungsunterneh-
men zur städtischen Infrastruktur. Mit 
„Smile“ steht dann ein Mess- und Steue-
rungsinstrument zur Verfügung, das den 
Unternehmen Entscheidungen erleichtert. 
„Smile“ gibt frühzeitig Vorwarnungen, 
wenn soziale Entwicklungen in Häusern 
und Quartieren auf ein unerwünschtes 
Maß anwachsen und es hilft, über die 
Wohnungsbelegung eine stabile Mieter-
struktur aufzubauen. 

Aber auch „Smile“ ist nicht in der Lage, 
Politiker von Verkaufsbeschlüssen abzu-
halten. Wie dazu das Argument der Stadt- 
und Sozialrendite nützlich sein kann, war 

u. a. Gegenstand der 
weiteren Beiträge in 
Bad Neuenahr.

Partner der 
Stadtentwicklung

Unter dem Motto: 
„Kommunale und öf-
fentliche Wohnungs-
unternehmen – Partner 
der Stadtentwicklung“ 
stellten drei stellver-
tretend ausgewählte 
Wohnungsunterneh-
men aus Hessen, Nord-

rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ihre 
Aktivitäten in Richtung Stadt- und Sozial-
rendite vor.

Günter Ott, Vorstandsvorsitzender GAG 
Immobilien AG, Köln, demonstrierte ein-
drucksvoll vielfältige Aktivitäten seines 
Unternehmens zur Quartiersstabilisie-
rung und -verbesserung in Köln. Dr. Hans-
Jürgen Braun, Vorstandsvorsitzender bau-
verein AG, Darmstadt, zeigte, wie sein 
Unternehmen in Abstimmung mit den 
städtischen Konzepten zur Konversion von 
Stadtteilen beiträgt, soziale und andere 
für die Stadt notwendige Infrastrukturen 
errichtet und über EURHONET europä-
ische Aktivitäten für eine soziale Ausge-
wogenheit und ökologische Nachhaltigkeit 
in den Städten unterstützt. Guido Höffner, 
Vorstand Gemeinnützige Baugesellschaft 
Kaiserslautern AG, stellte das Konzept 
des „Assisted Living“ in den Mittelpunkt, 
womit sein Unternehmen das selbstbe-
stimmte Wohnen im Alter in der Stadt 
Kaiserslautern unterstützt. 

Alle drei Vorstände waren sich einig, dass 
ihre jeweilige Stadt ihr Unternehmen als 
Partner der Stadtentwicklung wertschätzt 
und ihre Projekte im Sinne einer Stadt- 
und Sozialrendite anrechnen. >>
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Unter der Moderation von Dr. Rudolf Ri-
dinger, Verbandsdirektor des VdW südwest, 
diskutierten Bernhard Faller, Geschäfts-
führer empirica gmbH, Bonn, Chris- 
tof Henn, Geschäftsführer Gemeindliche 
Siedlungsgesellschaft Neuwied mbH, 

Hans-Peter Neuhaus, Leiter des 
Amtes für Wohnungswesen der 
Stadt Dortmund und Professor 
Dr. Gunnar Schwarting, Ge-
schäftsführer Städtetag Rhein-
land-Pfalz, Mainz, anschließend 
über die Perspektiven für eine 
renditeträchtige Kooperation.

Einig waren sich die Diskutanten 
zunächst darüber, dass alle der 
Nachhaltigkeit verpflichteten 
Wohnungsunternehmen zur 
Stadtrendite beitragen (können) 
wie auch weitere, andere Ak-

teure. Der provokanten Frage von Faller, 
ob die Gesellschaft unter den heutigen Be-
dingungen noch kommunale Wohnungs-
unternehmen gründen würde, stellten die 
anderen Diskussionspartner die heutige 
wichtige Debatte um die Sicherung von 

Lebensqualität in den Städten gegenüber. 
In dieser Debatte habe das Wohnen einen 
bedeutenden Stellenwert. 

Wohnen sei ein wichtiger Standortfaktor, 
gerade für die Städte, die sich zunehmend 
als Dienstleistungsstandorte entwickeln. 
In der Entwicklung schwieriger Quartiere 
gäbe es ein großes Handlungsfeld für die 
Immobilien- und Wohnungswirtschaft. 
Darauf könne sie sich spezialisieren und 
ihren besonderen Beitrag zur Stadt- und 
Sozialrendite unter Beweis stellen. 

Für weitere Informationen stehen  
die Präsentationen der Referenten  
auf der Homepage www.wohnungs-
wirtschaft-aktuell.de, Rubrik Veran-
staltungen/Veranstaltungsarchiv  
zum Download bereit.

Gemeinsame Veranstaltungsreihe  
des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest

Am 19. September 2007 fand im Rahmen 
der gemeinsamen Veranstaltungsreihe des 
VdW Rheinland Westfalen und des VdW 
südwest „Aktuelles Genossenschaftsrecht“ 
die zweite Tagung in diesem Jahr in Frank-
furt statt. Im Mittelpunkt standen die neuen 
Mustersatzungen und Mustergeschäftsord-
nungen für Wohnungsgenossenschaften. 
Darüber hinaus wurden auch andere ak-
tuelle Themen aus dem Genossenschafts-
recht behandelt.

Rechtsanwalt Stephan Gerwing, gemein-
sames Drei-Länder-Büro des VdW Rhein-
land Westfalen und des VdW südwest, 
Bonn, stellte die einzelnen Satzungsän-
derungen anhand einer Synopse der alten 
und der neuen Regelungen im Detail vor. 
Dabei ging er zunächst auf die Muster-
satzung für Wohnungsgenossenschaften 
mit Mitgliederversammlung ein und be-
handelte dann die Besonderheiten für die 
Wohnungsgenossenschaften mit Vertre-
terversammlung.

Im Anschluss daran referierte Ass. jur. 
Melanie Hamdoune, ebenfalls gemein-
sames Drei-Länder-Büro beider Verbände, 
Bonn, über Formulierungsvorschläge für 

Tagung „Aktuelles Genossenschaftsrecht“  
löst viele Fragen zur neuen Mustersatzung 

bestimmte Satzungsregelungen, die zwar 
nicht in die Mustersatzung übernommen 
wurden, aber nach der neuen Gesetzesla-
ge zulässig sind: die Zulassung investie-
render Mitglieder, die Einführung eines 
Mindestkapitals und die Einführung zu-
sätzlicher Geldleistungspflichten. Danach 
stellte sie die neuen Geschäftsordnungen 
für den Vorstand und für den Aufsichtsrat 
einer Wohnungsgenossenschaft vor. 

Den Teilnehmern bot sich dann die Gele-
genheit, Fragen zu den behandelten The-
mengebieten zu stellen, die „aus erster 
Hand“ von den Referenten beantwortet 
wurden. Zum Abschluss der Tagung refe-
rierte Gerwing über neue Entwicklungen 
und neue Rechtsprechung im genossen-
schaftsrechtlichen Bereich. 

Die nächste Veranstaltung im Rahmen der 
gemeinsamen Veranstaltungsreihe des 
VdW Rheinland Westfalen und des VdW 
südwest „Aktuelles Genossenschaftsrecht“ 
findet am 12. Juni 2008 in Bonn statt. Als 
Themen sind u. a. der Umgang und recht-
liche Möglichkeiten von Wohnungsgenos-
senschaften bei insolventen oder zahlungs-
unfähigen Mitgliedern vorgesehen.�

Die Zukünfte der Städte vor dem 
Hintergrund neuer Anbieterstruk-
turen auf dem deutschen Woh-
nungsmarkt stehen im Mittelpunkt 
des Wohnungswirtschaftlichen 
Seminars der Universität Mannheim 
im kommenden Semester, das sich 
an Praktiker und Studierende rich-
tet. 

Die Veran-
staltungs- 
reihe startet 
am 8. No-

vember 2007. Die nächsten Ter-
mine sind der 22. November 2007 
sowie der 10. und 24. Januar 2008. 

Stadtzukünfte: 
neue Anbieter auf 

dem deutschen 
Wohnungsmarkt  

Seminar an der  
Universität Mannheim

Nähere Informationen im Internet 
unter www.wohnungsseminar.de



7

11/07  •  VerbandsMagazin 

Aktuelles

WHO-Projekt „Age friendly Cities“ abgeschlossen

Das Projekt „Age Friendly Cities“ der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO), an dem 
das Ruhrgebiet als einzige deutsche Me-
tropolregion neben Städten wie Buenos 
Aires, London, Moskau, Shanghai oder To-
kio beteiligt war, ist am 1. Oktober 2007, 
dem Weltseniorentag, beendet worden. Aus 
diesem Anlass fand in Duisburg eine große 
Abschlussveranstaltung statt. 

Das WHO-Projekt (vgl. VM 9/2007, S. 19) 
zielte u. a. darauf ab, auf Basis von Be-
fragungen in 33 Städten aus 22 Staaten 
eine Checkliste mit den zentralen Eigen-
schaften altersfreundlicher Städte zu er-
arbeiten. Das Instrument soll der Selbst-
einschätzung sowie die Dokumentation 
von Fortschritten dienen. Es richtet sich 
gleichermaßen an Einzelakteure wie an 
Gruppen. Eine effektive Anwendung setzt 
allerdings die Einbindung und Mitwir-
kung der Senioren „als gleichberechtigte 
Partner“ voraus. Neben Vorgaben in den 
Handlungsbereichen „Öffentlicher und 
bebauter Raum“ (vom Zustand der Geh-
wegbeläge über gute Straßenbeleuch-
tung bis hin zu Rampen und Aufzügen 

Checkliste „Kernpunkte einer altersfreundlichen Stadt“
in öffentlichen Gebäuden) und „Verkehr“ 
enthält die Checkliste eine Vielzahl von 
Hinweisen zum Wohnen, darunter eher 
allgemein gültige Aspekte der Versorgung 
mit preisgünstigem Wohnraum, der Sau-
berkeit und Sicherheit.

Wichtig sei aber überdies, dass es „ausrei-
chend und erschwinglichen Wohnraum 
für gebrechliche und behinderte ältere 
Menschen mit ausreichend örtlich ange-
botenen passenden Hilfen und Dienstleis-
tungen“ gebe und dass Wohnungsanbie-
ter „Verständnis für die Bedürfnisse alter 
Menschen“ haben, so das Fazit. 

Die weiteren Kriterien beziehen sich auf 
die Handlungsfelder „Soziale Beteiligung“ 
(u. a. Zugänglichkeit zu öffentlichen Ver-
anstaltungen mit dem ÖPNV), „Respekt 
und soziale Integration“ (u. a. Präsenz 
älterer Menschen in den Medien; Einbe-
ziehung älterer Menschen in Schulaktivi-
täten), „Zivilgesellschaftliche Beteiligung 
und Beschäftigung“ (u. a. Bekämpfung 
der Diskriminierung älterer Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt) und „Kommuni-

kation und Information“ (u. a. einfache 
Menüführung und große Beschriftung 
elektronischer Geräte). 

Dass das Wohnen als Grundbedürfnis der 
Menschen vor dem Hintergrund der Be-
mühungen um die seniorengerechte Stadt 
der Zukunft einen zentralen Stellenwert 
hat, zeigt sich u. a. daran, dass diesem 
Thema beim Weltseniorentag in Duisburg 
neben einer eigenen Ausstellung ein Di-
alogforum gewidmet war. Als Vertreter 
der Wohnungswirtschaft diskutierten u. a. 
Johannes Schneider, Wohnungsgenossen-
schaft Duisburg-Hamborn eG, Duisburg, 
und Kerstin Siemonsen, TreuHandStelle 
für Bergmannswohnstätten im rheinisch-
westfälischen Steinkohlenbezirk mbH 
(THS), Gelsenkirchen, über „Perspektiven 
für das Wohnen im Alter“. 

Nähere Informationen zum WHO-
Projekt finden sich im Internet u. a. 
auf den Webseiten des Regionalver-
bands Ruhr unter: www.rvr-online.de 
(> Presse und Medien). 

Zukunft Saarland – Perspektiven für die Entwicklung der Städte und 
Gemeinden im Zeichen des demographischen Wandels

Gemeinsamer Fachkongress des VdW saar und Umweltministerium Saarland

Seinen zweiten Fachkongress 
im Rahmen der Reihe „Zu-
kunft Saarland“ veranstaltet 
der VdW saar am 19. Novem-
ber 2007 in Saarbrücken. In 
der gemeinsamen Veranstal-
tung mit dem saarländischen 
Umweltministerium geht 
es um die Perspektiven der 
saarländischen Kommunen 
im Zeichen des im Saarland 
besonders ausgeprägten de-
mographischen Wandels.

Nach einer Einführung durch 
Burghard Schneider, Vorstand 
des VdW saar, und einem Grundsatz-
referat des saarländischen Umweltmi-
nisters Stefan Mörsdorf zum Thema 
„Stadtentwicklung im Saarland“ werden 

Prof. Dr. Volker Eichener, 
InWIS Bochum, und Dr. 
Rena Wandel-Hoefer, die 
künftige Baudezernentin 
der Stadt Saarbrücken, die 
Chancen für die Städte 
und Gemeinden an der 
Saar unter den Aspekten 
„Wohnqualitäten und 
Nachbarschaft“ sowie 
„Stadtqualitäten und Bau-
kultur“ ausleuchten. 

Unter dem Stichwort 
„Klasse statt Masse – Qua-
lität statt Quantität“ wer-

den anschließend drei gute Beispiele 
von kommunalen Zukunftskonzepten, 
Wohnungsmodernisierung und ener- 
getischer Komplettsanierung von Woh-

nungsbeständen im Saarland präsen-
tiert. 

In einer abschließenden Gesprächsrun-
de geht es um das Thema „Wohnen und 
Stadtentwicklung – eine interdiszipli-
näre Herausforderung“. An ihr nehmen 
u. a. die Präsidenten des saarländischen 
Städte- und Gemeindetages, Friedrich 
Decker, und der Architektenkammer 
Saar, Herbert Kiefer, Vertreter des Um-
weltministeriums, der Industrie- und 
Handelskammer, der Wissenschaft so-
wie von Wohnungsunternehmen teil.

Nähere Informationen und Anmel-
dungen bei event & kongress hadam 
gmbh, Saarbrücken  
E-Mail: mail@event-hadam.de
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Zukunft der Metropolregion Ruhrgebiet

Bei dem Zukunftskongress „Contract Futu-
re Ruhr 2030“ diskutierte der Initiativkreis 
Ruhrgebiet am 16. Oktober 2007 in Essen 
Perspektiven für Deutschlands dichtest be-
siedelte Metropolregion bis zum Jahre 2030. 
Dabei hatte der Kreis aus 65 führenden 
deutschen Unternehmen Bundeskanzlerin 
Angela Merkel, NRW-Ministerpräsident Jür-
gen Rüttgers und 400 interessierte Zuhörer 
zu Gast. Peter Lampe, Geschäftsführer des 
Initiativkreises, beantwortet in einem Inter-
view des VerbandsMagazins (VM) Fragen, 
die sich mit den Zielen des Kongresses und 
Schlussfolgerungen daraus für die Woh-
nungswirtschaft beschäftigen.

VM: Die 5,3 Millionen Einwohner des 
Ruhrgebiets zusammen genommen qua-
lifizieren diese Region als Deutschlands 
größte Metropole. Beschreiben Sie bitte 
für unsere Leser, welche Veränderungen 
der Initiativkreis Ruhrgebiet für die Men-
schen und ihre Region mit seinem Zu-
kunftskongress anstoßen wollte – und was 
das für Deutschland bedeutet.

Lampe: Die Wirtschaftsforschungsinsti-
tute bescheinigen uns unter Status quo-
Bedingungen ein unterdurchschnittliches 
Wachstum und damit einhergehend  
eine Abnahme und eine Überalterung der 
Bevölkerung. Dies kann man nicht für 
einen Ballungsraum dieser Größe und 
Bedeutung wollen, der sich zur Metropole 
entwickeln soll.

Aus unserer Überzeugung können wir 
einen anderen Wachstumspfad nur errei-
chen, wenn wir uns auf die industriellen 
Stärken des Ruhrgebiets zurückbesinnen. 
Dies sind vor allem die inzwischen moder-
nisierten und transformierten Wirtschafts-
bereiche Energie, Werkstoffe und Logistik 
in einem sehr umfassend verstandenen 
Sinne. Diese Branchen stellen eine Wei-
terentwicklung historischer Ruhrgebiets-
kompetenzen dar: ihre Zusammenfüh-
rung lässt die Entwicklung innovativer und 
marktfähiger Produkte erwarten, sodass 
sich gegenseitig verstärkendes Wachstum 
erzeugt werden kann. Dies setzt allerdings 

Ein starkes Revier stärkt Deutschland 
voraus, dass Forschung und Entwicklung, 
Ausbau und Modernisierung der Infra-
struktur sowie Bildung und Ausbildung 
sich auf dieses wirtschaftliche Kompetenz-
feld konzentrieren. 

Einen hohen Stellenwert messen wir zu-
dem der Gesundheitswirtschaft als Vorsor-
ge und Spitzenmedizin bei. 

Sollte es gelingen, auf diese Weise Wachs-
tum und Beschäftigung zu steigern, wird 
sich zwangsläufig auch die Bevölkerungs-
entwicklung verändern. Das bedeutet 
Zuwanderung und damit zugleich Inter-
nationalisierung. Dies wiederum hat als 
Bedingung und Folge erheblich veränderte 
Anforderungen an unser Bildungssystem 
auf allen schulischen Ebenen.

Unnötig in diesem Zusammenhang zu 
erwähnen, dass ein solcher-
art verstärktes wirtschaftliches 
Wachstum die Wirtschaftskraft 
erhöht, was wiederum nicht un-
erhebliche Auswirkungen auf die 
städtebaulichen Entwicklungen 
und auf die Wohnungswirtschaft 
haben dürfte. 

Nur ein prosperierender und ein 
sich zur Metropole entwickeln-
der Wirtschaftsraum Ruhrgebiet 
schließlich stärkt das Land NRW 
und ganz Deutschland.

VM: Zu den Zukunftsthemen 
des Ruhrgebiets zählt nach der 
Definition des Initiativkreises 
auch die Steigerung der Lebens-
qualität. Die Begriffe Stadt- und 
Quartiersentwicklung oder 
Wohnqualität gehören in diesen 
Zusammenhang, finden sich aber nicht in 
den Papieren. Absicht oder Zufall?

Lampe: Beschäftigt man sich mit so weit-
reichenden Fragen, wie sich ein Wirt-
schaftsraum bis zum Jahre 2030 entwi-
ckeln wird oder entwickeln soll, so muss 
man sie konzentrieren und fokussieren. 
Nur so wird man in seinen Kernaussagen 

wahrgenommen. Wir haben uns auf jene 
konzentriert, für die der Initiativkreis vor 
allem steht.

Selbstverständlich gehört Quartiersent-
wicklung oder Wohnqualität zu dem Be-
reich Lebensqualität und Infrastruktur. 
Und selbstverständlich ist hier ein hoher 
Standard Voraussetzung für eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung, aber eben 
notwendige und keine hinreichende Vo-
raussetzung. Dies mag die Akzentuierung 
unserer Vorgehensweise erklären.

VM: Sie besitzen selbst große Erfahrung 
in der Stadtentwicklung und in der Woh-
nungswirtschaft. Wo sehen Sie die wich-
tigsten Entwicklungsfelder des Ruhrge-
biets auf diesem Gebiet, was ist angesto-
ßen, was wäre das Ziel?

Lampe: Die Wohnungswirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen und insbesondere im 
Ruhrgebiet ist gut aufgestellt, die Stadt-
entwicklung hat hier eine lange Tradition. 

Auf beiden Feldern 
wurden in der Ver-
gangenheit große 
Erfolge erzielt und 
Krisen gemeistert. 
Die verfolgten Ent-
w i c k l u n g s l i n i e n 
sind einsichtig und 
zukunftsorientiert. 
Dabei sind die He-
rausforderungen des 
demographischen 
Wandels ein ent-
scheidender Parame-
ter des wohnungs-
wir t schaft l i chen 
Handelns. 

Wenn wir es ernst 
mit der Absicht mei-
nen, ein höheres 
Wachstum und hö-

here Beschäftigung zu erreichen und Zu-
wanderung aufzunehmen, müssen wir 
gerade unsere Innenstädte attraktiv ma-
chen oder erhalten für junge Familien, 
für hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus aller Herren Län-
der. Wenn heute viel von Kreativwirtschaft 
gesprochen wird und wenn wir kreative 
Eliten als entscheidende Impulsgeber für 

Peter Lampe, Geschäftsführer 
des Initiativkreises Ruhrge-
biet. Davor war er Chef der 
früheren ThyssenKrupp Wohn-
immobilien GmbH, Essen. 
Außerdem war er Vorsitzender 
des Verbandrates des  
VdW Rheinland Westfalen.
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das Wachstum von Regionen ansehen, 
wird die Wohnungswirtschaft hier neue 
Herausforderungen in der Entwicklung 
neuer Wohnformen finden.

Für den Bereich der Stadtentwicklung 
zeigt das Beispiel Duisburg in seiner Zu-
sammenarbeit mit Lord Norman Forster, 
dass man bereit ist, in größeren visio-
nären Zusammenhängen zu planen und 
zu handeln. Möglicherweise sollte man 
einen solchen Ansatz auch auf die gesamte 
Metropole Ruhr übertragen.

VM: Gibt es konkrete Vorstellungen, wie 
sich die große Zahl qualifizierter Woh-
nungsgesellschaften und -genossen-
schaften im Revier einbringen könnte in 
den Aufbruch, den Sie „Contract Future“ 
nennen?

Lampe: Ich habe die Wohnungswirtschaft 
als langfristig bestands- und damit als zu-
kunftsorientiert kennengelernt. Eine so 
verstandene wirtschaftliche Orientierung 
wird einen eigenen Beitrag zur Zukunfts-
fähigkeit des Ruhrgebiets leisten können. 
Dabei ist zu wünschen, dass man nicht 
nur aus Status quo-Bedingungen abgelei-
teten Entwicklungstrends folgt, sondern 
aktiv Zukunft gestaltet.

VM: Und gehören die Architekten 
nicht auch mit ins Boot, wird also 
das Zukunftsbild dieser Metropole 
nicht auch geprägt durch Bauten, 
die für die Zeit und die dort entwi-
ckelten Ideen stehen? 

Lampe: Eindeutig ja. Zur Steige-
rung der kulturellen Attraktivität 
einer Metropole Ruhr müssen wir 
verstärkt auf die Bewahrung oder 
die Errichtung international kon-
kurrenzfähiger architektonischer 
„Landmarks“ achten. Die vorindus-
triellen Zeugen dieser Art sind lei-
der zum großen Teil unwiderruf-
lich zerstört. Soweit sie erhalten 
sind, müssen sie wieder stärker in 
das Bewusstsein der Öffentlichkeit 
gerückt werden. 

Industrielle Landmarks sind im stärkeren 
Maße erhalten und bewahrt worden. Sie 
dokumentieren die Leistung der Industrie 
auf diesem Gebiet, stehen allerdings nur 
für einen Ausschnitt aus unserer kultu-
rellen, wirtschaftlichen, städtebaulichen 
Geschichte. Für die Gestaltung des Zu-
kunftsbildes dieses Raumes ist es des-
halb besonders wichtig, bei öffentlichen 
und privaten Neubauten auf international 

konkurrenzfähige Architektur zu achten. 
Auch wenn die eine oder andere Chance 
in jüngster Vergangenheit leider vertan 
wurde, ist das öffentliche und private Be-
wusstsein für dieses Anliegen doch deut-
lich stärker geworden, was sich in einigen 
Städten des Ruhrgebietes gerade auch 
durch die Architektur der Firmenzentra-
len dokumentiert. 

VM: Herr Lampe, wir danken Ihnen für 
dieses Gespräch.�

Europa vom Satelliten aus bei Nacht. Neben den 
Metropolen London und Paris leuchtet die Metropol-
region Ruhr am stärksten.

Kongress „Kooperative Stadtentwicklung – Szenario 2050“

3. Bielefelder Stadtentwicklungstage am 21./22. November 2007

Wie sehen unsere Städte im 
Jahr 2050 aus? Wie werden 
die Menschen darin leben, 
wohnen und arbeiten? Und 
wie verändern sich bis dahin 
die gesellschaftlichen Struk-
turen?

Diese und andere Fragen 
stehen im Mittelpunkt der 
3. Bielefelder Stadtentwick-
lungstage. Der Kongress 
„Kooperative Stadtentwick-
lung – Szenario 2050 findet 
am 21. und 22. November 
2007 in der Bielefelder Stadthalle statt. 

Als Referenten konnten namhafte 
Vertreter der Bundespolitik, der Kom-
munen und der Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft ebenso wie Zukunfts-

forscher und Wissenschaftler 
gewonnen werden. Sie werden 
Impulse zur Entwicklung 
ganzheitlicher und nachhal-
tiger Konzepte geben, die dazu 
beitragen, dass unsere Städte 
auch im Jahr 2050 noch at-
traktiv und lebenswert sind. 
Unter anderem spricht Dr. 
Heiner Geißler, Bundesminis-
ter a. D., in einem Grundsatz-
vortrag zum Thema „Ideen 
verändern die Welt“.

Vertieft werden diese Lösungs-
ansätze durch sechs Workshops zu den 
Themen Architektur und Städtebau, 
Energie und Umwelt, zukunftweisende 
Wohnkonzepte und wohnbegleitende 
Dienstleistungen, Integration, Soziale 
Stadt sowie Bielefeld 2050.

Veranstalter des Kongresses sind die 
Stadt Bielefeld, die BGW Bielefelder 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft 
mbH und die Arbeitsgemeinschaft der 
Wohnungswirtschaft Ostwestfalen-
Lippe in Kooperation mit dem GdW 
Bundesverband der deutschen Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft, dem 
Bundesverband Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen (BFW), dem 
vhw Bundesverband für Wohneigentum 
und Stadtentwicklung e.V. und dem 
VdW Rheinland Westfalen.

Nähere Informationen, insbesondere 
auch über Anmeldungsmodalitäten, 
finden sich im Internet unter 
www.kooperative-stadtentwicklung.de
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Integrationserfahrungen aus Berlin

Moscheenstreit in Köln und Essen, neuer 
Integrationsansatz durch den Ausländer-
beirat in Oberhausen – die Schlagzeilen 
über missglückte Schritte in der Integra-
tionspolitik wechseln sich ab mit solchen 
über hoffnungsvolle Ansätze. Viel von dem, 
was jetzt vor allem im Westen Deutsch-
lands diskutiert wird, ist längst Alltag in 
der Hauptstadt Berlin. Dort, wo inzwischen 
ganze Stadtbezirke ein muslimisches Ant-
litz tragen, arbeitet seit dem Jahre 2005 das 
„Islamforum Berlin“. 

Es wurde gegründet auf Initiative der Mus-
limischen Akademie in Deutschland und 
des Berliner Integrationsbeauftragten. Das 
Zentrum tagt viermal im Jahr nichtöffent-
lich. Erklärtes Ziel der Arbeit ist es, eine 
Diskussionskultur mit offenen Debatten 
zwischen den Bevölkerungsgruppen zu er-
öffnen und zugleich sicherzustellen, dass 
Informationen zwischen den Akteuren 
ungehindert fließen. Damit soll Vertrauen 
geschaffen werden. Das ist die Grundlage 
für die Verständigung über verbindliche 
Integrationsschritte in der Stadt.

Erstmals hat das Islamforum Berlin jetzt 
einen Leitfaden vorgelegt unter dem Titel 
„Handlungsfelder der Zusammenarbeit 
mit islamischen Vereinen im Stadtteil.“ 
Darin werden Praxisbeispiele vorgestellt, 
die auch der Integrationsarbeit in anderen 
Städten wertvolle Hinweise bieten können. 
Beleuchtet werden sowohl die Chancen als 
auch die Grenzen einer Zusammenarbeit 
im Stadtteil.

Berlins Integrationsbeauftragter Günter 
Piening hält die Einbeziehung der Vereine 
und Moscheegemeinden für folgerich-

Einbindung der türkischen  
Vereine und Moscheegemeinden hilfreich 

tig. Der Pressedienst 
„Kommunalpolitische 
Infothek“ der Heinrich-
Böll-Stiftung zitiert 
den Grünen-Politiker 
so: „Deutschkurse in 
Moscheen erreichen 
Frauen, die kaum zur 
VHS gehen würden. 
Erziehungsberatung 
ist ein anderes wich-
tiges Handlungsfeld. 
Die Kompetenz und 
Autorität der Vereine 
können dazu beitragen, 
zum Beispiel in der El-
ternarbeit oder bei der Gewaltpräventi-
on Eltern einzubeziehen, die durch die 
Regelangebote kaum erreicht werden.“ 
Ähnliche Gedanken werden auch bei den 
Integrationsanstrengungen verfolgt, die 
Unternehmen der Wohnungswirtschaft 
in Zusammenarbeit mit Kommunen und 
Sozialträgern unter dem Stichwort „Trans-
kulturelle Arbeit“ in immer mehr Wohn-
quartieren vorantreiben.

Der Berliner Leitfaden benennt konkrete 
Felder solcher Zusammenarbeit. Er formu-
liert zugleich die Mindestanforderungen. 
Dazu gehören Offenheit und Transparenz 
der islamischen Gruppierungen nach au-
ßen, ebenso ein öffentliches Interesse der 
Zivilgesellschaft an den Aktivitäten der 
islamischen Gemeinden.

Zur Transparenz zählt das Papier eine 
wachsende Zahl deutschsprachiger An-
gebote in den Vereinen auf. Unterstützer 
und Kooperationspartner sollten offen und 
öffentlich bekannt gemacht werden. Of-
fenheit erweist sich durch regelmäßige 
Kontakte und Zusammenarbeit zwischen 
islamischen und nichtislamischen Organi-
sationen und einzelnen Akteuren.

Einige Praxisbeispiele aus Berlin:

π  Erwachsenenbildung

Hohes Interesse finden Deutschkurse in 
den Räumen von Moscheegemeinden. Das 
Islamforum merkt allerdings kritisch an, 

dass der Ort der Kurse eine Mischung von 
Teilnehmern verschiedener Herkunft eher 
erschwert. „Die Vernetzung im zweiten 
Schritt sollte deshalb eine noch größere 
Rolle spielen“, heißt es wörtlich. Gemeint 
ist die Vernetzung mit anderen Anbietern, 
wie der Volkshochschule, der Job-Center 
oder der Integrationskurse des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge.

Im Berliner „Interkulturellen Zentrum für 
Dialog und Bildung“ (IZDB) werden VHS-
Deutschkurse für Migranten aus Arabien 
durchgeführt. In Zusammenarbeit mit 
der VHS werden auch Computerkurse 
angeboten. Und Pädagogen erhalten einen 
Arabischkurs, der aus dem Programm 
Soziale Stadt unterstützt wird.

Computerkurse für Frauen und Jugendli-
che gibt es auch im Kulturzentrum Ana-
tolischer Aleviten. Dafür wirbt das Quar-
tiersmanagement ausdrücklich. Zugleich 
gibt es seit 2006 dort Nähkurse für Frauen 
und Mädchen, die grundsätzlich allen In-
teressenten des Quartiers offen stehen 
sollen.

π  Elternarbeit

Berliner Erfahrung ist, dass viele Mig-
ranteneltern sich über die deutschen 
Rechte und Verpflichtungen in der Erzie-
hung nicht bewusst sind. Elternmitwir-
kung in Schule und Kindergarten ist in 
vielen Herkunftsländern überhaupt nicht 
bekannt. Dort setzt das Projekt „Starke 
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Eltern – Starke Kinder“ an, das im IZDB 
gemeinsam mit dem Deutschen Kinder-
schutzbund und dem Verein Hayru Nisa  
e. V. angeboten wird – in türkischer Spra-
che. 24 Frauen türkischer Herkunft nah-
men 2006 daran teil. 2007 läuft diese 
Arbeit weiter.

π  Berufsvorbereitung

Die Türkisch-Islamische Union der An-
stalt für Religionen (DITIB) und die Köl-
ner Koordinierungsstelle Ausbildung 
in ausländischen Unternehmen wiesen 
in zahlreichen Veranstaltungen auch in 
Berlin Vorbeter und Vorsitzende der Mo-
scheevereine als Multiplikatoren auf die 
Bedeutung von Bildung und Ausbildung 
für Jugendliche hin. Die Aktion fand bun-
desweit statt, die Botschaft hat zahlreiche 
Migrantenfamilien erreicht.

Mädchen aus arabischen Ländern wurden 
durch das IZDB Berlin motiviert und qua-
lifiziert für eine Arbeit in der Gastronomie, 
der Kosmetik oder in der Schneiderei. An-
geboten wurden auch Bewerbungstraining 
und ein Existenzgründerseminar – letzte-

Weitere Informationen im Internet 
unter www.integrationsbeauftragter-
berlin.de oder in der Veröffentlichung 
Handlungsfelder der Zusammen-
arbeit mit islamischen Vereinen im 
Stadtteil, Hrsg. Senatsverwaltung  
für Integration, Arbeit und Soziales, 
Potsdamer Straße 65, 10785 Berlin, 
ISBN-Nr.: 978-3-938352-20-5

Diese und viele weitere Daten sind in 
der Publikation „Mieten in Deutsch-
land 2007 – F+B-Mietspiegelindex“ 
zu finden, die zum Preis von 25 Euro 
(inklusive MwSt und Versand) über 
F+B zu beziehen ist 
Tel.: 040 280810-12
E-Mail: ustuedemann@f-und-b.de

res aber wurde vorwiegend von Männern 
besucht.

π � Nachbarschaft

Das Interesse muslimischer Organisati-
onen und ihrer Mitglieder an der Kom-
munikation in der Nachbarschaft ist hoch. 
Gesucht werden neue Wege neben der 
direkten Mitwirkung Einzelner im Wohn-
umfeld und der traditionell schon geübten 
Öffnung der Moscheen. Das Islamische 
Kultur- und Erziehungszentrum Berlin 
versuchte es mit einem Straßenfest. Seit 
2006 auch nichtislamische Nachbarn ein-
geladen wurden sich zu beteiligen, ist die 
Resonanz gut. Das Fest soll nun zweimal 
pro Jahr organisiert werden.

π  Partizipation

Zum Programm Soziale Stadt gehören die 
Gebiete Moabit-West und Soldiner Straße in 
Berlin. Dort arbeiten in den mitwirkenden 
Bürgergremien auch einzelne muslimische 
Mitbewohner, die keiner Moscheegemeinde 
angehören, zusätzlich ebenso die offiziellen 
Vertreter dreier Moscheegemeinden mit. 

Die muslimischen Vereine und Einzelbe-
wohner werden auf diese Weise unmittelbar 
über Entwicklungen im Stadtteil informiert 
und dort einbezogen. 

Als besonders positives Beispiel außerhalb 
Berlins nennt das Berliner Islamforum in 
seinem Leitfaden die Dortmunder Arbeits-
gruppe zu Fragen von Moscheebauvorha-
ben. Die Gruppe setzt sich aus Akteuren 
aller Beteiligten zusammen und sorgt für 
frühen Austausch und rechtzeitige Infor-
mation, wenn irgendwo in der Stadt der Bau 
einer neuen Moschee überlegt wird. Dies 
gilt als wichtigste Strategie zur Vermeidung 
von Konflikten, wie sie aktuell in Köln oder 
Essen Schlagzeilen produzieren.

Mietspiegelindex 2007 

Nach Jahren der Stagnation sind die Mie-
ten in Deutschland (bezogen auf eine  
65 m2 große Wohnung) im vergangenen Jahr 
um 1,6 Prozent auf durchschnittlich 5,81 Eu-
ro/m2 Wohnfläche gestiegen. Dies geht aus 
dem von der F+B Forschung und Beratung 
für Wohnen, Immobilien und Umwelt GmbH, 
Hamburg, jetzt vorgelegten „Mietspiegelin-
dex 2007“ hervor, in den die Daten aller amt-

Mietpreisniveau: Köln vor Wiesbaden und Düsseldorf

lichen Mietpreisübersichten 
eingeflossen sind. 

Gegenwärtig verfügen 
in Deutschland 495 Ge-
meinden bzw. Städte (über 
10.000 Einwohner) über 
Mietspiegel. Erwartungs-
gemäß nimmt der Verbrei-
tungsgrad mit der Stadt-
größe zu. So nutzen bei-
spielsweise 85 Prozent der 
Großstädte Mietspiegel als 
Analyse- und Bewertungs-
instrument der Preisdy-
namik auf den jeweiligen 

lokalen Teilmärkten. 

Die regionalen Unterschiede sind groß. 
So liegt das Mietenniveau in Nordrhein-
Westfalen (5,52 Euro/m²) leicht unter dem 
deutschlandweiten Mittelwert, in Hessen 
und Rheinland-Pfalz liegen die Preise mit 
6,97 bzw. 6,24 Euro/m² hingegen deut-
lich darüber. 

Noch deutlicher werden das West-Ost- so-
wie das Süd-Nord-Gefälle beim Blick auf 
die Referenzdaten ausgewählter Städte. 
Beim Gesamtindex (=Deutschland-Mit-
telwert) von 100 liegt München mit 162 
unangefochten an der Spitze, gefolgt von 
Germering und Filderstadt. Bezogen auf 
die Verbandsgebiete des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest führen 
Köln (128), Wiesbaden und Düsseldorf 
(jeweils 125) die Mietpreisliga an. Eben-
falls merklich überdurchschnittliche 
Preisniveaus weisen Hilden, Taunusstein, 
Frankfurt, Darmstadt, Bergisch Gladbach, 
Rösrath, Neuss und Kaarst auf. 
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Aktuelle Änderungen der Förderkonditionen 

KfW Förderbank

Anpassung an die EnEV 2007

In Folge der zum 1. Oktober 2007 in 
Kraft getretenen Neufassung der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV 2007) hat 
die KfW Förderbank die Förderkonditi-
onen wie folgt angepasst: 

π � Die Qualifikationsvoraussetzungen 
von Sachverständigen, die zu der 
Ausstellung der in den Program-
men „CO2-Gebäudesanierung“ und 
„Ökologisch Bauen“ (betr.: Energie-
sparhaus 40) geforderten Bestäti-
gungen berechtigt sind, werden an 
die Regelungen des § 21 EnEV 2007 
angepasst. 

π � Im Programm „CO2-Gebäudesa-
nierung“ richten sich die Anfor-
derungen an den Energie(bedarfs)
ausweis (gemäß den „Technischen 
Mindestanforderungen für Maßnah-
men zur energetischen Sanierung 
auf Neubau-Niveau nach EnEV und 
Maßnahmenpakete“) künftig nach 
Abschnitt 5 EnEV 2007 (bisher war  
§ 13 der alten EnEV maßgeblich).

π � Im Modul „Öko-Plus“ des Pro-
gramms „Wohnraum Modernisieren“ 
und im Programm „Ökologisch 
Bauen“ kann Heizungstechnik 
auf Basis erneuerbarer Energien, 
Kraft-Wärme-Kopplung und Nah-/
Fernwärme auch als Komponente 
bi- bzw. trivalenter Heizungssysteme 
mitgefördert werden (z. B. die Kom-
bination von Brennwerttechnik mit 

Blockheizkraftwerk). Die Förderung 
von Zentralheizungssystemen oder 
deren Komponenten auf Basis rege-
nerativer Energien kann ggf. über 
das „Standard“-Modul erfolgen. 

π � Die Angaben zu beispielhaften Kom-
binationen des Bemessungswertes 
der Wärmeleitfähigkeit und der 
Dämmstoffdicke in den technischen 
Mindestanforderungen sind im Mo-
dul „Öko-Plus“ (Programm „Wohn-
raum Modernisieren“) sowie im Pro-
gramm „CO2-Gebäudesanierung“ an 
einzelnen Stellen angepasst worden. 

Die Änderungen betreffen grundsätz-
lich alle Förderanträge ab 1. Oktober 
2007. Die Übergangszeit, während der 
die bisherigen Förderkonditionen par-
allel fortbestehen, endet am 30. Novem-
ber 2007 (Antragseingang in der KfW).

Nähere Informationen, insbesondere 
zu den technischen Details, enthalten 
die aktualisierten Merkblätter der je-
weiligen Programme, die unter www.
kfw-foerderbank.de abgerufen werden 
können.

Darüber hinaus weist die KfW Förder-
bank darauf hin, dass als erster Schritt 
im Rahmen eines Qualitätssicherungs-
konzepts zu den Programmen für 
energieeffizientes Bauen und Sanieren 
künftig Vor-Ort-Überprüfungen der 
Fördermaßnahmen, ggf. durch un-
abhängige externe Sachverständigen, 
durchgeführt werden. 

KfW-Wohneigentumsprogramm 

Im Hinblick auf das vor anderthalb Jahren 
eingeführte Förderfenster zum Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen informiert 
die KfW Förderbank, dass diesbezüglich 
ab sofort solange Anträge gestellt werden 
können, wie noch keine Zahlungen ge-
leistet worden sind. Bisher mussten die 
Erwerber den Antrag vor der Zeichnung 
der Genossenschaftsanteile stellen. 

Marktanreizprogramm

Die Zuschüsse im Marktanreizprogramm 
für erneuerbare Energien haben sich 
durch Änderung der „Richtlinien zur 
Förderung von Maßnahmen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien“ zum Teil um  
50 Prozent erhöht. Die Aufstockung 
bezieht sich auf die Basisförderung und 
alle Anträge, die seit dem 2. August 2007 
beim Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) eingegangen sind.

Die Errichtung von Solarkollektoranla-
gen wird (in der Basisförderung) nun-
mehr mit 60 Euro/m² Kollektorfläche, 
die Erstinstallation von Systemen mit 
Heizungsunterstützung mit 105 Euro/ 
m² Kollektorfläche unterstützt. Die För-
derung von Holzpelletkesseln beläuft 
sich auf 36 Euro je kW Nennwärmeleis-
tung bzw. auf mindestens 1.500 Euro. 

Neusser Bauverein AG unter den Preisträgern

Zum Deutschen Bauherrenpreis Moderni-
sierung 2007 wurden 91 Wohnungsbaupro-
jekte eingereicht. Die Auszeichnung wurde 
am 24. Oktober 2007 in Verbindung mit 
einem Symposium im Rahmen der baufach 
2007 in Leipzig verliehen.

Die Jury hat zehn Projekte mit einem 
Preis ausgezeichnet und zehn weiteren 
Projekten eine besondere Anerkennung 

Deutscher Bauherrenpreis 2007 für Modernisierung vergeben 
verliehen. Aus den Verbandsgebieten des 
VdW Rheinland Westfalen und des VdW 
südwest wurde das Projekt „Wohnen heute 
und in Zukunft“, eine Sanierung und städ-
tebauliche Ergänzung in Neuss-Weckho-
ven der Neusser Bauverein AG, mit einem 
Preis ausgezeichnet.

Der seit 1986 durchgeführte Wettbewerb 
um die Deutschen Bauherrenpreise der 

Aktion „Hohe Qualität – Tragbare Kosten“ 
hat mit der diesjährigen Auslobung er-
neut außerordentlich großes Interesse 
gefunden. Im Rahmen dieses Wettbe-
werbs wird am 10. Januar 2008 anlässlich 
der DEUBAU in Essen der Deutsche Bau-
herrenpreis Neubau 2007 vergeben. Hier-
zu lagen dem Auswahlgremium 132 Pro-
jekte vor.�

Weitere Informationen finden sich im 
Internet unter www.bafa.de (Links >  
Energie > Erneuerbare Energien).
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GdW-Genossenschaftskongress

Rund 400 Teilnehmer kamen am 26. und 
27. September 2007 in Berlin zum GdW-
Genossenschaftskongress 2007 zusam-
men. Sie dokumentierten nachhaltig, dass 
die deutschen Wohnungsgenossenschaften 
mit ihren rund 2,2 Millionen Wohnungen 
von großer qualitativer und quantitativer 
Bedeutung für die Wohnraumversorgung 
in Deutschland sind. Dieses zeigt sich zum 
einen in der hervorragenden Förderung der 
wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder 
und zum anderen in ihren großartigen Bei-
trägen zur Stadt- und Quartiersentwick-
lung.

Wohnungsgenossenschaften 
zeigen Zukunft

Der Kongress veranschaulichte, dass sich 
die Förderung der Mitglieder nicht nur 
auf die wohnliche Versorgung beschränkt, 
sondern dass die Genossenschaften auch 
wichtige Leistungen zum Wohnen und 
Leben ihrer Mitglieder erbringen und sie 
damit eine Wohnform mit Zukunft sind.

37,9 Prozent der Genossenschaften haben 
Begegnungsstätte für ältere Menschen, 
Jugendtreffs und Kinderbetreuungsange-
bote. 35,5 Prozent bieten ein Notrufsys-
tem, eine Rufbereitschaft oder vernetztes 
Wohnen an. 24,2 Prozent organisieren 
hauswirtschaftliche Dienste und 31,9 Pro-
zent der Genossenschaften weisen einen 
Kooperationsvertrag mit Trägern der Wohl-
fahrtspflege vor.

Wohnungsgenossenschaften zeigen Zukunft

Wohnungsgenossenschaften  
tragen zur Stadt- und 
Quartiersentwicklung bei

Der Kongress machte weiter deutlich, dass 
Wohnungsgenossenschaften kompetente 
und wichtige Partner der Kommunen sind, 
wenn es gilt, insbesondere den demogra-
phischen Wandel und seine Auswirkungen 
auf die Kommunen zu bewältigen.

So haben die Genossenschaften im Jahr 
2006 rund 2,8 Milliarden Euro in den 
Wohnungsbestand investiert und dabei 
ihre Wohnungen vor allem auf ein hohes 
energetisches Niveau gebracht. Durch ihr 
soziales Engagement tragen die Genos-
senschaften zur Stabilisierung der Quar-
tiere und zur Entwicklung guter Nachbar-
schaften bei.

Altersvorsorge als Zukunftsaufgabe

Ein Schwerpunktthema des Kongresses 
widmete sich den Produkten für die Alters-
vorsorge. Angesichts sinkender Wohnkauf-
kraft und steigender Belastung durch die 
Wohnkosten im Alter wollen die Genos-
senschaften ihren Mitgliedern auch spezi-
elle Altersvorsorgeprodukte anbieten.

Dies kann durch den Erwerb zusätzlicher 
Geschäftsanteile ebenso geschehen wie 
durch den Erwerb von eigentumsgleichen 
Dauerwohnrechten, der Zeichnung von 
Inhaberschuldverschreibungen oder auch 
in der speziellen Form von speziellen An-

geboten der Genossenschaften 
mit Spareinrichtungen.

„Die Einbeziehung genossen-
schaftlichen Wohnens in die 
Riesterförderung würde die ge-
nossenschaftlichen Modelle der 
Altersvorsorge unterstützen und 
erleichtern“, erklärte GdW-Präsi-
dent Lutz Freitag.

GdW und 
Bundesbauministerium 
initiieren Wettbewerb

Der GdW und das Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau- und 
Stadtentwicklung werden ge-
meinsam im Jahr 2008 erstmalig 

einen Wettbewerb für Wohnungsgenos-
senschaften ausloben. Ausgezeichnet wer-
den sollen Genossenschaften, die sich in 
besonderer Weise an dem Motto „Gemein-
sam, Modern und Nachhaltig“ orientieren. 
Im Mittelpunkt sollen gute Beispiele rund 
um die Bestandsentwicklung und die Fi-
nanzierung, das Marketing und die Öffent-
lichkeitsarbeit stehen.�

GdW-Verbandsratsvorsitzender Ulrich A. Büchner im 
Gespräch mit GdW-Präsident Lutz Freitag und den 
wohnungspolitischen Sprechern der Bundestagsfrakti-
onen Heidrun Blum (Die Linke), Petra Weis (SPD) 
und Gero Storjohann (CDU/CSU) (v. l. n. r)

Genossenschaftsvertreter im Gespräch:  
(v. l. n. r.) Wilfried Wollmann (Vorstands-
vorsitzender Schweriner Wohnungsbau-
genossenschaft eG), Ulrich Bimberg (Vor-
standsvorsitzender Spar- und Bauverein 
Solingen eG), Wilhelm Prey (Geschäftsfüh-
render Vorstand Bauverein Giesing eG), 
Arthur Fechner (Vorstandsmitglied Spar- 
und Bauverein eG Hannover) und Ullrich 
Löschner (Vorstandsmitglied Chemnitzer 
Siedlungsgemeinschaft eG)

GdW-Präsident Lutz Freitag:  
„Genossenschaften sind Zukunft“
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Marketinginitiative der Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland e. V.

Am 25. September 2007 fand in Berlin die 
3. Mitgliederversammlung der Marketing-
initiative der Wohnungsbaugenossen-
schaften Deutschland e. V. statt. 

Dabei stellte die Arbeitsgemeinschaft 
„Marketinginitiative Typisch Genossen-
schaften in Rheinland-Westfalen“ durch 
ihre Vorstandsvorsitzende Christa Kolb 

Wohnungsgenossenschaften wollen  
Imagefilm produzieren

die seit mittlerweile zwei Jahren erfolg-
reich eingesetzten Radiospots zu den 
Themen Sicherheit, Solidarität, Service 
und Selbstbestimmung vor. 

Darüber hinaus wurde von Michael  
Seibt, Baugenossenschaft Freie Schol-
le eG, Bielefeld, das durch den Verein 
„Wohnen in Genossenschaften e. V.“ 

erstellte Handbuch „Leben in Nachbar-
schaften“ präsentiert. Mit dem Hand-
buch soll die von der Marketinginitiative 
entwickelte Marke „Entdecke die Nach-
barschaft für dich“ begleitet werden.

Ferner fasste die Mitgliederversammlung 
den Beschluss, einen Imagefilm über ge-
nossenschaftliches Wohnen in Auftrag zu 
geben. Der etwa fünfzehnminütige Film 
soll die Mitgliedschaft, den besonderen 
Service und die Mitbestimmungsmög-
lichkeiten bei Genossenschaften heraus-
stellen. �

Abschlussveranstaltung zum ExWoSt-Forschungsfeld „Stadtquartiere im Umbruch“

Das ExWoSt-Forschungsfeld „Stadtquartiere 
im Umbruch“ des Bundesamtes für Bauwe-
sen und Raumordnung befasst sich mit den 
stadträumlichen Folgen demographischer 
Entwicklungen.

Wie können Standorte mit nicht mehr aus-
gelasteten bzw. aufgegebenen Infrastruk-
tureinrichtungen eine Schlüsselfunktion 

Perspektiven und Chancen im Stadtumbau:  
Neue Freiräume durch Infrastrukturanpassung

für den Stadtumbau erlangen? Wie können 
neue Freiräume an diesen Standorten posi-
tiv auf die Quartiere wirken? Wie kann eine 
Kommune eine konsequente Steuerung des 
Stadtumbauprozesses erreichen? 

Diese Fragen werden im Rahmen der Ab-
schlussveranstaltung am 15. November 
2007 in Wuppertal beantwortet. Dort wer-

Nähere Informationen finden sich  
im Internet unter  
www.stadtquartiere-im-umbruch.de

den auch Möglichkeiten und Grenzen un-
terschiedlicher Instrumente mit Akteuren 
aus Kommunen und Planungsbüros dis-
kutiert. 

Bund fördert innovative Stadtentwicklung

Familien- und altengerechte Stadtquartiere

Der Bund will innovative Stadtentwick-
lung mit einem neuen Forschungsfeld 
fördern, teilte das Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) mit. Auf einer Fachtagung in 
Berlin hat der Parlamentarische Staats-
sekretär beim BMVBS, Achim Groß-
mann, das Forschungsfeld „Innovati-
onen für familien- und altengerechte 
Stadtquartiere“ vorgestellt.

„Städte zu erhalten, mit Leben zu füllen 
und so zu gestalten, dass sich ihre Be-
wohnerinnen und Bewohner dort wohl-
fühlen, ist ein wesentlicher Beitrag zur 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik. Es 
ist erklärtes Ziel der Bundesregierung, 
durch Innovationen Impulse für attrak-
tive städtische Lebensweisen zu geben. 

Wir wollen das Zusammenleben von 
Jung und Alt in den Städten fördern“, 
sagte Großmann. 

Wie dies konkret umzusetzen ist, soll 
bis Ende 2009 in dem Forschungsfeld 
des Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus „Innovationen für fami-
lien- und altengerechte Stadtquartiere“ 
gezeigt werden. Dafür stellt das BMVBS 
20 Millionen Euro bereit. „Wir werden 
dabei aktuelle städtebauliche Themen-
felder aufgreifen, die unabhängig vom 
Alter die Interessen der Bewohnerinnen 
und Bewohner gleichermaßen berüh-
ren: Gemeinschaftseinrichtungen im 
Quartier, Umbau sozialer Infrastruktur, 
Gestaltung urbaner Freiräume, öffent-
licher Raum für alle Generationen, 

attraktives Wohnen von Familien, Nach-
barschaften von Jung und Alt“, erklärte 
der Staatssekretär.

Neben 27 Modellvorhaben sind 30 Fall-
studien einbezogen, die als Vorbilder 
dienen oder wichtige Impulse geben 
können. „Dies ist kein regional be-
grenztes Thema. Denn wirtschaftliche 
und demographische Umbrüche stellen 
die europäischen Städte und ihre Bewoh-
nerinnen und Bewohner gleichermaßen 
vor neue Herausforderungen.“ Auch die 
Frage nach europäischen Vergleichspro-
jekten soll untersucht werden. 

Weitere Informationen im Internet 
unter www.stadtquartiere.de



15

11/07  •  VerbandsMagazin 

Politik

Bauministerkonferenz

Die 115. Bauministerkonferenz fand En-
de September 2007 in Papenburg statt. 
Schwerpunkte waren u. a. die künftigen 
Leitlinien der Stadtentwicklungspolitik und 
der Klimaschutz durch Energieeinsparung.

Die Konferenz der Bauminister der 16 
Länder der Bundesrepublik kam u. a. zu 
folgenden Ergebnissen: 

Klimaschutz, Energieeinsparung, 
Einsatz erneuerbarer Energien

Die Bauministerkonferenz sieht in der 
globalen Erwärmung eine ökologische und 
ökonomische Herausforderung für alle 
Lebens- und Wirtschaftsbereiche, der nur 
durch eine nachhaltige Klimaschutzpolitik 
erfolgreich begegnet werden kann. Die 
Bauministerinnen und Bauminister be-
grüßen die Beschlüsse der Europäischen 
Union zum Klimaschutz sowie die Eck-
punkte der Bundesregierung für ein integ-
riertes Energie- und Klimaprogramm.

Die Bauministerkonferenz stellt sich ihrer 
Vorbildfunktion beim Klimaschutz landes-
eigener Gebäude. Sie wird die Finanzminis- 
terkonferenz darüber unterrichten, dass die 
Umsetzung der Klimaschutzziele der Bun-
desregierung für Maßnahmen im Bestand der 
landeseigenen Gebäude mittel- bis langfristig 
Mittel in erheblichem Umfang erforderlich 
machen würden, und der Finanzminister-
konferenz empfehlen, Mittel für Sonderpro-
gramme zur Verfügung zu stellen.

Die Bauminister erwarten vom Bund, den 
Programmbaustein zur energetischen Op-
timierung im CO2-Gebäudesanierungs-
programm auch auf ländliche Siedlungs-
strukturen zu erweitern. Die Bauminister-
konferenz fordert die Bundesregierung 
auf, bei der Umsetzung der Eckpunkte für 
ein integriertes Energie- und Klimapro-
gramm aus Energieeinsparungsverord-
nung, Erneuerbare-Energien-Gesetz und 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz ein 
in sich schlüssiges, abgestimmtes Konzept 
zu entwickeln. Der jeweilige Immobilienei-
gentümer solle selbst entscheiden können, 
welchen Weg zu einer Energieeinsparung 
an seinem Objekt er wählt. 

Papenburger Erklärung  
zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik

Mieter dürften nicht über Ge-
bühr belastet werden. Bei den 
Betriebskosten bei Mietwoh-
nungen sei deshalb auf eine aus-
gewogene Regelung zwischen 
Klimaschutz durch Umlegung 
der Kosten der energetischen 
Sanierung und dem Schutz der 
Interessen der Mieter zu achten, 
und zwar auch bei Contracting-
Modellen.

Durch Energieeinsparauflagen 
darf es nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen den 
Mitgliedsstaaten der Europä-
ischen Union darauf hinwirken, bei der 
Weiterentwicklung der Richtlinie über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäu-
den das unterschiedliche, bereits erreichte 
Effizienzniveau der Mitgliedsstaaten zu 
berücksichtigen und einen Gleichlauf von 
Richtlinie und Energieeinsparverordnung 
herzustellen.

Die Bauministerkonferenz wird die bis-
herigen Maßnahmen bilanzieren und 
mit Hilfe ihrer Expertenkommissionen 
prüfen, welche weiteren Maßnahmen zur 
Verbesserung des Klimaschutzes möglich 
und sinnvoll sind. 

Stadtentwicklung 

Das Aktionsprogramm der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik ist vom Bund, 
den Ländern und den kommunalen Spit-
zenverbänden gemeinsam inhaltlich und 
organisatorisch zu gestalten. Die Länder 
leisten dazu einen umfassenden Beitrag.

Die Mittelverteilung nach dem Solidar-
pakt II steht für die Bauministerkonferenz 
nicht zur Debatte. Es gilt auch weiterhin, 
die besonderen Interessen der neuen Län-
der zu berücksichtigen. Nach 2010 soll 
schrittweise die Städtebauförderung in 
West und Ost einander angeglichen wer-
den. Hierfür wird eine Projektgruppe ein-
heitliche Kriterien erarbeiten.

In der „Papenburger Erklärung zur Natio-
nalen Stadtentwicklungspolitik“ definierte 

die 115. Bauministerkonferenz zukünftige 
Kernaufgaben der Stadtentwicklung. Ins-
besondere gelte es,

π � dem Funktionsverlust der Innenstädte 
entgegenzuwirken,

π � die Bedeutung der Städte als Motoren 
der gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Entwicklung stärker ins öffent-
liche Bewusstsein zu heben,

π � die demographische Entwicklung auf-
zugreifen,

π � den Klimaschutz zu berücksichtigen 
und Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel zu entwickeln,

π � den sozialen Zusammenhalt zu wahren 
und die Integration zu fördern,

π � die Balance zwischen Stadt und länd-
lichen Raum zu halten sowie die regio-
nale Zusammenarbeit zu stärken,

π � die Stadtentwicklungspolitik als inter-
disziplinäre, ressortübergreifende und 
integrative Aufgabe zu begreifen,

π � die EU-Strukturförderung nach 2013 
mitzugestalten und 

π � durch herausragende Aktionen (Inter-
nationale Bauausstellung 2010) und 
Modellvorhaben zukunftstaugliche Lö-
sungen zu propagieren.�
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Neuregelung für Netzentgelte

Mehr Effizienz in den Strom- und Gasnet-
zen im Interesse der Energieverbraucher zu 
schaffen ist das Ziel, das die Bundesregie-
rung mit einer Anreizregulierungsverord-
nung erreichen will.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie hatte die Ressortabstimmung 
zur „Verordnung über die Anreizregulie-
rung der Energieversorgungsnetze (An-
reizregulierungsverordnung)“ mit einem 
Entwurf vom 4. April 2007 eingeleitet. Das 
Bundeskabinett hatte am 13. Juni 2007 die 
Verordnung verabschiedet. Der Bundesrat 
hat am 21. September 2007 grünes Licht 
für das Vorhaben gegeben und dem Ver-
ordnungsentwurf zugestimmt.

Mit der Anreizregulierung sollen im Mo-
nopolbereich der Energieversorgungsnetze 
vergleichbare Bedingungen wie im Wettbe-
werb geschaffen werden, indem die Netzbe-
treiber an ihren effizienten Wettbewerbern 
gemessen werden. 

Die Anreizregulierungsverordnung regelt 
die Bestimmung der Entgelte für den Zu-

Bundeskabinett ebnet Weg  
zur Anreizregulierung der Strom- und Gasnetze

gang zu den Strom- und Gasversorgungs-
netzen (Netzentgelte) neu. Bisher wird bei 
der Bestimmung der Netzentgelte von den 
Kosten des Netzbetriebs ausgegangen. Die-
ser kostenbasierte Ansatz soll durch ein Sys-
tem ersetzt werden, das den Netzbetreibern 
Anreize für einen effizienten Netzbetrieb 
gibt. Hierzu werden den Netzbetreibern ab 
1. Januar 2009 Obergrenzen für ihre Erlöse 
vorgegeben. Die Obergrenzen werden auf 
der Grundlage eines bundesweiten Effizi-
enzvergleichs ermittelt. Auf diese Weise 
sollen weniger effiziente Unternehmen an 
das Niveau der effizienten Netzbetreiber 
herangeführt werden. Diese Verordnung 
entspricht laut Bundeswirtschaftsministeri-
um den Zielsetzungen des Dritten Binnen-
marktpakets der EU-Kommission.

Pro und Contra

Der Bundesverband der Verbraucherzen-
trale, der Bundsverband der Neuen Ener- 
gieanbieter (bne), der Bundesverband der 
Energieabnehmer e. V. (VEA) und der 
Verband der Industriellen Energie- und 
Kraftwirtschaft e. V. (VIK) machten sich in 

einer gemeinsamen Pressemitteilung vom  
26. Juni 2007 für „anspruchsvolle Effizi-
enzziele“ stark. 

Kommunen und eine Reihe von Stadtwer-
ken zeigten hingegen massiven Widerstand 
gegen die Zeit- und Effizienzvorgaben in 
dem Verordnungsentwurf des Bundeswirt-
schaftsministeriums. Unter der Überschrift 
„Vitale Stadtwerke sichern kommunales 
Vermögen“ (erschienen am 23. Mai 2007 
u. a. in der Financial Times Deutschland) 
wehrte sich die E.ON-Tochter SYNECO 
GmbH & Co. KG mit Argumenten wie 
drohenden Massenentlassungen, Gefähr-
dung der Wirtschaftlichkeit der Stadtwer-
ke und der Versorgungssicherheit gegen 
den Verordnungsentwurf. Im Vorfeld der 
Beratungen des Bundesrates versuchte 
auch NRW-Wirtschaftsministerin Christa 
Thoben, die Effizienzvorgaben abzuschwä-
chen.

Weil ein Vertreter des Landes Hessen abwe-
send war, erhielt der Verordnungsentwurf 
am 21. September 2007 die Zustimmung im 
Bundesrat mit einer Stimme Mehrheit.�

GdW-Präsident Lutz Freitag

Mit großer Sorge verfolgt die Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft die Pläne der 
Kabel Deutschland (KDG) und Orion Ca-
ble über eine neue Aufteilung des Kabel-
marktes. Danach wird die KDG auf die 
Übernahme der Primacom verzichten und 
im Gegenzug die Netze der Orion Cable 
(TeleColumbus-Gruppe) in der Region Nord 
(Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Me-
cklenburg-Vorpommern) sowie in Bayern, 
Rheinland-Pfalz und im Saarland erhalten. 

„Durch diese Marktaufteilung wird der 
noch vorhandene Restwettbewerb in den 
genannten Regionen beseitigt“, kritisiert 
Lutz Freitag, Präsident des GdW. Die 
negativen Auswirkungen der Verschmel-
zung eines marktstarken agierenden Ge-
bäudenetzbetreibers (Netzebene 4) und 
eines Telekom-Nachfolgeunternehmens 
als Eigentümer der Straßenverteilnetze 

„Kabelmarkt-Aufteilung beseitigt Restwettbewerb“
(Netzebene 3) hätten die Wohnungsun-
ternehmen und Mieter in den Regionen 
Nordrhein-Westfalen und Hessen bereits 
in Form drastischer Erhöhungen im Jahr 
2006 bei den Kabelgebühren zu spüren 
bekommen.

Erneut fordert der GdW-Präsident, dass 
wieder strengere ordnungspolitische 
Grundsätze an Übernahmen und Ver-
schmelzungen auf den Kabelmärkten 
angelegt werden müssten. „Der Wett-
bewerb wird zusätzlich dadurch einge-
schränkt, dass nunmehr sowohl auf Seiten 
privater TV-Sender als auch auf Seiten 
marktbeherrschender Kabelnetzbetreiber 
ausschließlich Finanzinvestoren das Zep-
ter in der Hand halten, was auch für die 
derzeit noch nicht betroffenen Regionen 
Berlin-Brandenburg, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen keine positive 

Wettbewerbsprognose erwarten lässt.“ 
Wohnungsunternehmen und Mieter be-
fänden sich dadurch in einer Doppelzange 
von Inhalteproduzenten und Kabelnetz-
betreibern.

„Wenn kein alternativer Anbieter mehr 
vorhanden ist, ist auch die beste Wettbe-
werbsbehörde machtlos“, sagte Lutz Frei-
tag. Er fordert daher das Bundeskartellamt 
auf, einer weiteren Monopolbildung auf 
den TV-Kabelmärkten nicht zuzustimmen. 
„Konkret wende ich mich auch an die 
Bundesnetzagentur und das zuständige 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie, auch durch Einführung eines 
obligatorischen Vorabgenehmigungsver-
fahrens für Preiserhöhungen durch Tele-
kom-Nachfolgegesellschaften den Wettbe-
werb auf den Kabelmärkten nicht vollstän-
dig zu beerdigen.“�
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Konferenz der Integrations- und Ausländerbeauftragten der Länder

Im Rahmen ihrer diesjährigen Herbstkon-
ferenz, die auf Einladung des Integrations-
beauftragten der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung, Thomas Kufen, am  
17. und 18. September 2007 in Bonn statt-
fand, haben sich die Integrations- und Aus-
länderbeauftragten der Länder u. a. mit 
dem „Islam als Teil der Gesellschaft“ be-
fasst. In einem Beschluss haben sie „den 
islamischen Dachorganisationen und den 
Moscheegemeinden eine ausdrückliche 
Einladung für ein besseres Miteinander“ 
ausgesprochen, wie Kufen berichtet. 

Der Beschluss in Auszügen: „Das durch 
das Grundgesetz garantierte Recht auf die 

Mehr Kooperation mit muslimischen Organisationen
freie Ausübung der Religion auch für Mus-
lime im Alltag zu sichern, ist eine der gro-
ßen Aufgaben von Integrationspolitik. […] 
Der Bau von Gotteshäusern gehört zu dem 
grundgesetzlich geschützten Recht auf freie 
Religionsausübung. Die Integrations- und 
Ausländerbeauftragten der Länder […] for-
dern, dass Bedenken sachlich geäußert, die 
Vorbereitungsprozesse von Moscheebauten 
vor Ort so transparent wie möglich gestaltet 
werden und alle Beteiligten miteinander 
das Gespräch suchen. […] Anzustreben ist 
eine verbindlichere Kooperation zwischen 
staatlichen Institutionen und den musli-
mischen Organisationen über reine Sicher-
heitsfragen hinaus.“ 

Da „den Imamen aus ihrer Vorbildfunkti-
on in den Moscheegemeinden eine beson-
dere Verantwortung zukommt“, ist es 
wichtig, sie „für eine Zusammenarbeit zu 
gewinnen und sie über das Leben in 
Deutschland und die lokalen Verhältnisse 
eingehend zu informieren. Daher begrü-
ßen die Länderbeauftragten die bestehen-
den und geplanten Fortbildungspro-
gramme für Imame“ und „befürworten 
zudem, dass die Imame auch berechtigt 
werden, an den Integrationskursen teilzu-
nehmen, obwohl sie keinen dauerhaften 
Aufenthalt anstreben. Langfristig aber ist 
eine Imamausbildung in Deutschland un-
abdingbar.“�

Schutz bei Kontopfändungen

Bundesregierung legt Gesetzentwurf vor

Das Bundeskabinett hat einen Gesetz-
entwurf zur Reform des Kontopfän-
dungsschutzes verabschiedet. Nun-
mehr soll erstmalig ein so genanntes 
Pfändungsschutzkonto („P-Konto“) 
eingeführt werden. Auf diesem soll der 
Schuldner für sein Guthaben einen au-
tomatischen Sockel-Pfändungsschutz 
in Höhe von 985,15 Euro pro Monat 
erhalten. Dabei kommt es nicht darauf 
an, aus welchen Einkünften dieses Gut-
haben herrührt. Damit genießen künftig 
auch Selbständige Pfändungsschutz für 
ihr Kontoguthaben. Jeder Kunde soll von 
seiner Bank oder Sparkasse verlangen 
können, dass sein Girokonto als P-Konto 
geführt wird. 

Hintergrund ist die Absicht, jedermann 
ein Girokonto als notwendige Voraus-
setzung für die Teilhabe am modernen 
Wirtschaftsleben zu ermöglichen. Das 
Girokonto ist oft Voraussetzung für den 
Abschluss eines Mietvertrages, eines 
Stromlieferungsvertrages, mitunter 
sogar dafür, einen Arbeitsplatz zu be-
kommen.

Nach der derzeit geltenden Rechtslage 
führt die Pfändung eines Bankkontos 
dazu, dass die anfallenden Zahlungs-

geschäfte des täglichen Lebens, wie die 
Begleichung der Miete, Energiekosten 
oder Versicherung, nicht mehr über 
dieses Konto abgewickelt werden kön-
nen. Um Pfändungsschutz für den 
pfändungsfreien Selbstbehalt des Kon-
toguthabens zu erlangen, brauchte der 
Schuldner/Kunde in vielen Fällen eine 
Gerichtsentscheidung. Die jetzt vom 
Bundeskabinett beschlossene Reform 
des Kontopfändungsschutzes ist Teil 
eines Maßnahmenpaketes, mit dem die 
Bundesregierung den Bürgern die Teil-
habe am bargeldlosen Zahlungsverkehr 
sichern will.

Schwerpunkte  
des Gesetzentwurfes: 

π � Das Kontoguthaben in Höhe des 
Pfändungsfreibetrages nach § 850 c 
ZPO (1985: 15,00 Euro) wird nicht 
von einer Pfändung erfasst (Bargeld-
pfändungsschutz). Dies bedeutet, 
dass aus diesem Betrag Überwei-
sungen, Lastschriften, Barabhe-
bungen, Daueraufträge etc. getätigt 
werden können. Dieser automatische 
Pfändungsschutz soll nur bei einem 
so genannten Pfändungsschutzkonto 
(P-Konto) gewährt werden. Dieses 

besondere Konto wird durch eine 
Vereinbarung zwischen Bank und 
Kunde festgelegt. 

π � Kindergeld und Sozialleistungen, et-
wa nach dem SGB II, werden künftig 
bei ihrer Gutschrift auf dem P-Konto 
besser geschützt.

π � Der Pfändungsschutz auf dem P-
Konto ist vorrangig gegenüber dem 
herkömmlichen Kontopfändungs-
schutz, der auch in Zukunft erhal-
ten bleiben soll. Hat der Schuldner 
ein derartiges P-Konto, so erhält er 
allerdings nur für dieses Pfändungs-
schutz. 

π � Künftig werden die Einkünfte Selbst-
ständiger gleichgestellt mit Arbeits-
einkommen und Sozialleistungen und 
genießen ebenfalls Pfändungsschutz.

Das Gesetzesvorhaben soll Anfang 
November dem Bundesrat vorgelegt 
werden. Es wird mit einem Inkrafttreten 
Ende 2008 gerechnet. Damit die Kre-
ditwirtschaft ausreichend Zeit zur Um-
stellung hat, ist ein Zeitraum von sechs 
Monaten zwischen Verkündung des Ge-
setzes und Inkrafttreten vorgesehen.
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Jenaer Gutachter empfehlen Gesetzesänderung

Baden-Württemberg

Das Institut für Energiewirtschaftsrecht der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena hat kürz-
lich ein Gutachten zur Energieeffizienz in 
der Wohnungswirtschaft vorgestellt. Es be-
trifft die rechtlichen Voraussetzungen, das 
Contracting im Gebäudebestand als Bei-
trag zu Klimaschutz und Energieeffizienz 
einsetzen zu können. Mit dem Vorschlag 
der Gutachter könnte das energieeffiziente 
Wärmecontracting in bestehenden Wohn-
gebäuden vereinfacht umgesetzt werden. 
Für die Gebäudeeigengentümer kann die 
Wahlfreiheit für den Einsatz umweltverträg-
licher und zukunftsorientierter Energiever-
sorgungslösungen erweitert werden.

Die Gutachter gehen von Effizienzpotenzi-
alen im Gebäudebestand und spezifischen 
Effizienzeffekten des Contracting aus, de-
ren Nutzung einen erheblichen Beitrag 
zum Klimaschutz und zur Energiesicher-
heit leisten könnte. Allein eine Anhebung 
des Jahresnutzungsgrades, der derzeit bei 
70 Prozent liegt, um zehn Prozentpunkte 

Die Landesregierung von Baden-Würt-
temberg hat eine Neuregelung der Wohn-
raumförderung auf den Weg gebracht. Wie 
Wirtschaftsminister Ernst Pfister mitteilte, 
gehört dazu u. a. die Festschreibung eines 
Mindestabschlags von zehn Prozent, um 
den die Miete in öffentlich geförderten 
Wohnungen künftig unter der ortsüblichen 
Vergleichmiete für vergleichbaren Wohn-
raum bleiben muss. Die Landesregierung 
strebt ein Inkrafttreten des Gesetzes zum 
1. Januar 2008 an.

Als Ergebnis der Föderalismusreform ha-
ben die Länder seit 2006 die Möglichkeit, 
in einer Vielzahl bisher vom Bund geregel-
ter Bereiche des Wohnungswesens eigene 
bedarfsgerechte Lösungen zu treffen, die 
das teilweise Jahrzehnte alte Bundesrecht 
ersetzen können. Hiervon soll nun bun-
desweit in Baden-Württemberg erstmalig 
umfassend Gebrauch gemacht werden.

Wärmecontracting vereinfachen 

Gesetzentwurf zur Neuregelung  
der Wohnraumförderung 

würde zu einer Einsparung von 32 TWh 
Primärenergie und einer Entlastung der 
Atmosphäre um 7.210.000 Tonnen CO2 
führen, erläutern die Gutachter.

Einem großflächigen Einsatz des Con-
tracting stünden allerdings nach wie vor 
rechtliche Hindernisse entgegen. Das 
Gutachten stellt daher zugleich einen Vor-
schlag für eine Gesetzesänderung dar. Die 
Gutachter empfehlen dem Gesetzgeber, 
das Wärmecontracting als wirkungsvolles 
Instrument auszugestalten und dabei zu-
gleich die Interessen der Beteiligten sowie 
die übergeordneten Gesichtspunkte von 
Klimaschutz und Energiesicherheit aus-
zutarieren. 

Dies setze u. a. voraus:
π � ein praktikables Verfahren zur Um-

stellung auf Contracting im laufenden 
Mietverhältnis,

π � eine mit dem Übergang zum Contrac-
ting verbundene Effizienzsteigerung, 

Wirtschaftsminister Pfister sieht durch 
die Föderalismusreform gerade im Woh-
nungswesen die einmalige Chance, neue 
Regelungen konsequent an den Erfor-
dernissen des Landes auszurichten: „Die 
Situation auf dem deutschen Wohnungs-
markt ist von großen Unterschieden ge-
prägt, dass die Grundlagen für das staatli-
che Handeln in diesem Bereich dringend 
den regionalen und – wo nötig – örtlichen 
Gegebenheiten angepasst werden müs-
sen.“

Durch den zielgerichteten Einsatz von 
Wohnraumförderung und Förderung der 
städtebaulichen Erneuerung könne ein 
sinnvoller Beitrag zur Fortentwicklung der 
Städte und Gemeinden des Landes unter 
veränderten demographischen, sozialen 
wie wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
geleistet werden.

die den Anforderungen des gebäudeba-
sierten Energieeffizienzrechts mindes-
tens entspricht, 

π � eine am Wirtschaftlichkeitsgebot orien-
tierte preisgünstige Versorgung,

π � eine verbraucherfreundliche, d. h. trans-
parente Versorgung, bei der die Mieter 
über die voraussichtliche Höhe der Wär-
melieferkosten und eventuelle Preisan-
passungen unterrichtet werden.

Unter mietrechtlichen Aspekten empfiehlt 
das Gutachten:
π � dem Vermieter für den Übergang zum 

Wärmecontracting einen gewissen An-
reiz zu geben,

π � eine mögliche Belastung des Mieters, 
etwa durch verbesserte Energieeffizienz 
oder den Wegfall der Modernisierungs-
mieterhöhung, weitgehend zu reduzie-
ren sowie

π � das bisherige rechtliche Hindernis, die 
erforderliche Zustimmung des Mieters 
zu einer Umstellung der Wärmeliefe-
rung, zu beseitigen.

Auf dieser Grundlage entwickelt das Gut-
achten einen Formulierungsvorschlag zur 
Änderung des betreffenden § 554 BGB.�

„Die öffentlich geförderten Mietwohnungs-
bestände dienen in besonderer Weise der 
Sicherung preisgünstigen Wohnens für ein-
kommensschwächere Mieterinnen und Mie-
ter unter gleichzeitiger Berücksichtigung der 
Anforderungen an die soziale Ausgewogen-
heit der Quartierstrukturen. Um diesem Ziel 
sowie dem grundgesetzlichen Gleichheits-
gebot Rechnung zu tragen, wird durch den 
Gesetzentwurf die lange schon umstrittene 
Fehlbelegungsabgabe abgeschafft. 

Gleichzeitig sieht der Gesetzentwurf vor, 
das komplexe System der Kostenmiete für 
geförderte Wohnungen abzuschaffen und 
durch eine Orientierung an den ortsüb-
lichen Vergleichsmieten des freien Woh-
nungsmarktes zu ersetzen. „Mit der Fest-
schreibung eines Mindestabschlages von 
zehn Prozent, um den die Miete in geför-
derten Wohnungen künftig unter der orts-
üblichen Vergleichsmiete für vergleichbaren 
Wohnraum bleiben muss, wird verhindert, 
dass die Miete für geförderten Wohnraum 
über der für entsprechende Wohnungen des 
freien Marktes liegt“, betonte Pfister. �


